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(Tabelle 4), sind starke Parallelen zum Um-
fang der Kinderlosigkeit erkennbar: Mit der
Höhe des Ausbildungsabschlusses nimmt der
Anteil der ledigen Frauen zu. Die Gruppen mit
den höchsten Anteilen an Ledigen, d.h. Frau-
en mit Hochschulabschluss, Fachhochschul-
abschluss sowie Abitur, weisen auch die höch-
ste Kinderlosigkeit auf. Frauen mit Haupt-
schulabschluss haben nicht nur die niedrigsten
Ledigenquoten, sondern auch die geringsten
Kinderlosenquoten. Konzentriert man sich auf
die Hochschulabsolventinnen, scheint die oben
dargestellte Zunahme der Kinderlosigkeit zwi-
schen den Jahrgängen 1955/56 und 1957/58
in einem engen Zusammenhang mit den zu-
nehmenden Ledigenquoten der jüngeren Ge-
burtskohorten zu stehen. Von den Anfang bis
Mitte der 1950er Jahre Geborenen waren im
Alter zwischen 39 und 40 etwa 16% der Frau-
en ledig, im gleichen Alter waren es bei den
1957/58 Geborenen hingegen bereits ein Vier-
tel. Ähnliche Strukturen sind auch für die Frau-
en mit Fachhochschulabschluss erkennbar.
Vice versa sind die Ledigenquoten in den an-
deren Bildungsgruppen unter Berücksichti-
gung des ansteigenden Heiratsalters über die
Geburtskohorten hinweg sehr konstant, was
sich mit dem obigen Befund eines gleichfalls
relativ konstanten Anteils an kinderlosen Frau-
en in diesen Gruppen deckt.

Als Resümee lässt sich festhalten, dass die
Entscheidung für oder gegen Kinder in einem
engen Zusammenhang mit dem Ausbildungs-
niveau der Frau steht. Allerdings wurde auch
gezeigt, dass das Ausmaß der Kinderlosigkeit
in den höchsten Bildungsschichten überschätzt
wird, wenn die in diesen Gruppen doch stark
vorhandene Tendenz zur späten Mutterschaft
nicht berücksichtigt wird. Weiterhin wurde
deutlich, dass der in den jüngeren Geburtsko-
horten zu beobachtende Anstieg der dauerhaft
Kinderlosen bislang auf Frauen mit Hoch-
schul- und Fachhochschulabschluss be-
schränkt ist und in einem engen Zusammen-
hang mit der rückläufigen Heiratsneigung
steht. Über die Ursachen dieser Entwicklung
kann - ohne weitergehende Analysen - an die-
ser Stelle nur spekuliert werden. Das sich un-
mittelbar anbietende Erklärungsmuster, nach
welchem hochqualifizierte Frauen in Hinblick
auf materielle Versorgungsaspekte kaum auf
eine Ehe angewiesen sind, greift zu kurz, weil
dies auch für die älteren Geburtskohorten zu-
trifft. Vielmehr ist zu bedenken, dass die Aus-
bildungsphase der in den späten 1950er Jah-
ren geborenen Frauen etwa Mitte der 1980er
Jahre abgeschlossen war und damit in eine Zeit
fällt, in welcher nicht-eheliche Partnerschaf-
ten als eine gesellschaftlich akzeptierte Alter-
native zur Ehe zunehmend an Bedeutung ge-
wonnen haben. Zu berücksichtigen ist vor al-
lem auch, dass nicht die rückläufige Heirats-
neigung die zunehmende Kinderlosigkeit ver-
ursacht, sondern eher umgekehrt ein sinken-
der Kinderwunsch die Ursache für sinkende
Heiratsraten ist. Insgesamt deutet diese Ent-
wicklung darauf hin, dass junge, hochqualifi-
zierte Frauen weniger als die älteren Geburts-
kohorten und deutlich weniger als Frauen mit

einer niedrigeren Qualifikation gewillt sind,
die in Hinblick auf die Koordination von Er-
werbs- und Familienarbeit nach wie vor un-
zulänglichen Rahmenbedingungen zu akzep-
tieren. Darüber hinaus erwarten sie sicherlich
auch ein stärkeres Engagement der potenziel-
len Väter bei der Familienarbeit.
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1 Hier nicht dokumentierte Analysen zeigen,
dass die Kinderlosigkeit bei verheirateten
Hochschulabsolventinnen in den letzten
drei Jahrzehnten relativ konstant bei etwa
einem Fünftel liegt.
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Geringes Vertrauen in wirt-
schaftlich schwachen Ländern
Indikatoren zu den Lebensverhältnissen in der erweiterten
Europäischen Union

Die Verbesserung der Lebensbedingungen in Europa und die Schaffung gleichwertiger
Lebensverhältnisse in den Mitgliedsländern gehören zu den Hauptzielen der europäischen
Vereinigung. Bekanntlich gibt es zwischen den EU-15-Ländern noch immer erhebliche
Wohlfahrtsunterschiede (vgl. ISI 27), und mit der Erweiterung der EU ist man von gleich-
wertigen Lebensverhältnissen noch weiter entfernt als zuvor. Der vorliegende Beitrag zeigt,
dass dies nicht nur materielle Aspekte der Lebenssituation betrifft, sondern beispielsweise
auch Fragen der Qualität gesellschaftlicher Institutionen, des sozialen Zusammenhalts
und des subjektiven Wohlbefindens der Bevölkerung. Datenbasis ist der 2002/3 durchge-
führte European Social Survey und die Europäischen Wertestudie von 1999/2000.1, 2

Die starken Wohlstandsunterschiede in Euro-
pa werden zum einen durch das Bruttoinlands-
produkt (BIP) pro Kopf dokumentiert, zum an-
deren spiegeln sie sich auch in subjektiven In-
dikatoren wider. Unter den EU-15-Ländern
weisen Griechenland und Portugal im Jahr
2001 das mit Abstand niedrigste Pro-Kopf-
Einkommen auf (Grafik 1). Diese beiden Län-
der bleiben zudem hinter einem der kürzlich
der EU beigetretenen Länder, nämlich Zypern,
zurück. Von den neuen EU-Ländern sind au-
ßerdem Malta und Slowenien in einer ver-
gleichsweise günstigen Situation. Gemessen
am Wert des BIP pro Kopf erreicht der Wohl-
stand in diesen beiden Ländern fast das Ni-
veau von Portugal und übertrifft das Niveau
in Griechenland. Alle anderen neu beigetrete-
nen Länder fallen demgegenüber deutlich ab,
wobei Lettland das Schlusslicht bildet. Das
enorme Wohlstandsgefälle in der erweiterten
EU wird nur allzu deutlich, wenn man sich die
folgenden Ergebnisse vor Augen hält: In fünf
der zehn neuen Mitgliedsländer - Lettland, Li-
tauen, Estland, Polen und der Slowakei - er-
reicht das BIP pro Kopf nicht einmal die Hälfte
des Durchschnitts der EU-15-Länder. Das
wohlhabendste Land der EU, Luxemburg, hat
ein mehr als fünfmal so hohes BIP pro Kopf
wie Lettland und Litauen. Irland, Dänemark,

die Niederlande und Österreich sind weitere
Länder mit einer vergleichsweise guten wirt-
schaftlichen Situation.

Jeder zweite Grieche betrachtet es als
schwierig, mit seinem Einkommen auszu-
kommen

Die subjektiven Einschätzungen der Bevölke-
rung, wie gut sie mit ihrem Einkommen leben
können, bestätigen die objektiven Befunde im
wesentlichen. Jeweils die Mehrheit der Bevöl-
kerung in Dänemark, Luxemburg, Schweden
und den Niederlanden meint, dass sie bequem
mit ihrem Einkommen leben können. In Po-
len, Ungarn, Tschechien, Portugal und Grie-
chenland beurteilen nur zwischen 5% und 10%
der Bevölkerung ihre finanzielle Situation so
günstig. In diesen Ländern bekunden dagegen
zwischen 35% (Tschechien) und 52% (Grie-
chenland) der Bevölkerung, dass es für sie
schwierig oder sehr schwierig sei, mit ihrem
Einkommen auszukommen. Aber auch in
Frankreich, einem Land mit einem im EU-Ver-
gleich überdurchschnittlichen Pro-Kopf-Ein-
kommen, hält es fast die Hälfte der Bürger für
schwierig, mit ihrem Einkommen ihren Le-
bensunterhalt zu bestreiten. Slowenien ist das
einzige der in die Befragung einbezogenen
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Beitrittsländer, in dem die Bevölkerung ihre
finanzielle Lage vergleichsweise positiv be-
wertet.

Große Unterschiede sowohl zwischen den al-
ten als auch zwischen den neuen Mitglieds-
ländern der EU gibt es auch im Hinblick auf
die Arbeitsmarktlage. Von den EU-15-Län-
dern wiesen im Jahr 2003 Spanien mit 11,3%
die höchste und Deutschland mit 9,7% die
zweithöchste Arbeitslosenquote auf, während
in Luxemburg sowie in den Niederlanden mit
3,7% bzw. 3,8% die niedrigsten Werte zu ver-
zeichnen waren (Tabelle 1). In den neuen Mit-
gliedsstaaten der EU ist die Arbeitsmarktlage
zum Teil noch schlechter als in Spanien. So
sind 19,2% der Polen, 17,1% der Slowaken
und 12,7% der Litauer arbeitslos, und auch in
Lettland und Estland liegt die Arbeitslosigkeit
über dem Durchschnitt der Alt-Mitglieder.
Vergleichsweise günstig ist die Situation da-
gegen in Zypern, Ungarn und Slowenien mit
einer niedrigeren Arbeitslosigkeit als in vie-
len älteren Mitgliedsstaaten der EU.

In Spanien und Polen sind mehr als ein
Viertel der Arbeitsverhältnisse befristet

Ein erhöhtes Arbeitslosigkeitsrisiko tragen
Arbeitnehmer, deren Arbeitsvertrag befristet

ist, und dies trifft für mehr als ein Viertel der
Arbeitnehmer in Spanien und in Polen zu.
Doch auch in anderen Ländern, wie z.B. Ir-
land, Portugal, Ungarn, Tschechien und Slo-
wenien, hat ein nicht geringer Anteil der Ar-
beitnehmer eine Arbeitsstelle von begrenzter
Dauer, und dies geht mit einer vergleichswei-
se geringen Arbeitslosenquote einher. Dies
zeigt, dass die Befristung von Arbeitsverhält-
nissen auch ein Instrument zur zumindest kurz-
fristigen Schaffung von Arbeitsplätzen sein
kann. In Übereinstimmung damit steht der
Befund, dass Arbeitnehmer, die in den letzten
5 Jahren von Arbeitslosigkeit betroffen waren,
in allen Ländern zu einem wesentlich höheren
Anteil in einem befristeten Arbeitsverhältnis
stehen als Arbeitnehmer, die zuvor nicht ar-
beitslos waren.

Ein Schlaglicht auf die Situation am Arbeits-
markt werfen auch die wahrgenommenen
Chancen eine neue, gleichwertige Stelle zu
finden. Hier findet man in Polen - übereinstim-
mend mit der objektiven Situation - die mit
Abstand pessimistischste Einschätzung vor.
Darüber hinaus würde sich die Stellenfindung
in der Einschätzung der Arbeitnehmer insbe-
sondere in Griechenland, in Portugal, aber
auch in Deutschland als sehr schwierig gestal-
ten. Dagegen werden in den skandinavischen

Länden, im Vereinigten Königreich, in Irland
und in den Niederlanden die persönlichen Ar-
beitsmarktchancen vergleichsweise positiv
beurteilt.

Arbeitszufriedenheit in Polen am geringsten
und in Malta am höchsten

Zur Beurteilung der Situation der Erwerbstä-
tigen in den verschiedenen europäischen Län-
dern sind neben Fragen der Sicherheit des Ar-
beitsplatzes und der Chancen auf dem Arbeits-
markt auch andere Merkmale zu berücksich-
tigen. Ein zusammenfassendes Maß dafür, wie
die Arbeitssituation insgesamt beurteilt wird,
ist die allgemeine Arbeitszufriedenheit. Auch
hier ergeben sich für die polnischen Erwerbs-
tätigen die schlechtesten Werte, und in der Slo-
wakei, in Ungarn und in den Staaten des Bal-
tikums sind die Erwerbstätigen ebenfalls er-
heblich unzufriedener als in fast allen übrigen
EU-Ländern. Unter den neuen Mitgliedslän-
dern befindet sich mit Polen nicht nur das Land
mit der geringsten, sondern mit Malta auch das
Land mit der höchsten Arbeitszufriedenheit
aller Erwerbstätigen der EU. Unter den alten
Mitgliedsländern weisen die Dänen die mit
Abstand höchste Arbeitszufriedenheit auf,
während in Griechenland eine ähnlich niedri-
ge Zufriedenheit wie in den meisten neuen
Mitgliedsländern herrscht.

Die Lebensverhältnisse in Europa stellen sich
auch in Bezug auf die Qualität gesellschaftli-
cher Institutionen in den Bereichen der Gesund-
heitsversorgung, der sozialen Sicherung, dem
Bildungswesen und der öffentlichen Sicherheit
disparat dar. Gemessen am Vertrauen der Bür-
ger in diese Institutionen, konzentrieren sich
Defizite auf wenige Länder (Tabelle 2).

In Griechenland geringstes Vertrauen der
Bürger in die gesellschaftlichen Institutionen

Was das Gesundheitswesen betrifft, so sind es
von den EU-15-Ländern insbesondere die
Bürger Griechenlands, Italiens und Portugals,
die sich vergleichsweise negativ äußern. In
keinem Land der EU haben so wenige Bürger
Vertrauen in ihr Gesundheitswesen wie in
Griechenland. Auch die neuen EU-Bürger
bewerten die Gesundheitsversorgung ihres
Landes zu großen Teilen ziemlich ungünstig;
in Litauen, Tschechien und Ungarn bringt eine
deutliche Mehrheit der Bevölkerung dem Ge-
sundheitswesen ein nur geringes Vertrauen
entgegen. Demgegenüber herrscht in Öster-
reich, Belgien, Finnland und Malta eine posi-
tive Einschätzung vor. Hier haben jeweils mehr
als vier Fünftel der Bürger sehr viel oder viel
Vertrauen in das Gesundheitswesen. Deutsch-
land liegt mit etwas mehr als der Hälfte der
Bürger, die hohes Vertrauen äußern, im euro-
päischen Vergleich auf einer Position im un-
teren Mittelfeld.

Die Griechen bringen nicht nur dem Gesund-
heitswesen, sondern auch zahlreichen anderen
gesellschaftlichen Institutionen ihres Landes
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 Grafik 1: Wohlstandsunterschiede in der Europäischen Union

Datenbasis: Eurostat, Langfristige Indikatoren (online); European Social Survey 2002/3.
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wenig Vertrauen entgegen, und so erweist sich
auch das Vertrauen in die soziale Sicherung
als das mit Abstand geringste in Europa. We-
niger als ein Fünftel der Griechen haben Ver-
trauen in ihr soziales Sicherungssystem, wäh-
rend es in Luxemburg, dem Land mit dem
höchsten Ausmaß an Vertrauen, nahezu vier
Fünftel und in Malta mehr als drei Viertel sind.
In den meisten Beitrittsländern, aber auch in
Italien, dem Vereinigten Königreich und in
Deutschland wird häufiger Misstrauen als Ver-
trauen in die Soziale Sicherung geäußert.
Das im europäischen Vergleich geringe Insti-
tutionenvertrauen der Griechen zeigt sich über-
dies im Hinblick auf das Bildungssystem. Im
Jahr 1999/2000 äußerten nicht einmal 30% der
Griechen, aber fast 90% der Finnen großes
Vertrauen in ihr Bildungssystem. Deutschland
nimmt mit einem Anteil von fast drei Viertel
der Bürger, die Vertrauen in ihr Bildungssy-
stem haben, eine im europäischen Vergleich
günstige Position ein. Dabei ist jedoch zu be-
rücksichtigen, dass der Zeitpunkt der Befra-
gung vor der Veröffentlichung der Ergebnisse
der PISA-Studie lag. Ein anderer Indikator, die
drei Jahre später im Rahmen des European
Social Survey erhobene Bewertung des Bil-
dungssystems anhand einer Skala von sehr
schlecht bis sehr gut, weist Deutschland im
Urteil der Bürger die drittschlechteste Positi-
on in Europa zu.

Folgt man den Einschätzungen der Bürger,
dann gehört Griechenland nicht nur im Hin-
blick auf die Gesundheitsversorgung, die so-
ziale Sicherung und das Bildungswesen, son-
dern auch im Hinblick auf die öffentliche Si-
cherheit zu den Schlusslichtern Europas. Nicht
einmal 30% der Griechen haben Vertrauen in
die Polizei ihres Landes, gegenüber mehr als
90% der Dänen und der Finnen und rd. drei
Vierteln der Schweden, der Österreicher und
der Deutschen. Auch in den Beitrittsländern
ist das Vertrauen in die Polizei vergleichswei-
se gering, insbesondere in den Staaten des
Baltikums und in Tschechien.

Starker sozialer Zusammenhalt in den
skandinavischen Ländern

Die Lebensqualität in einer Gesellschaft be-
misst sich nicht nur am Lebensstandard, den
Merkmalen der Arbeitswelt und der Qualität
gesellschaftlicher Institutionen, sondern auch
an ihrem sozialen Zusammenhalt wie er in der
Pflege sozialer Kontakte, der Zugehörigkeit
zu Vereinen und Organisationen sowie Ver-
trauen und Hilfsbereitschaft gegenüber ande-
ren Menschen zum Ausdruck kommt. Wie
Tabelle 3 zeigt, bestehen hier ebenfalls erheb-
liche Unterschiede zwischen den europäischen
Gesellschaften. Dabei lassen sich recht ein-
deutig sowohl Gesellschaften identifizieren,
die sich durch eine ausgesprochen positive Si-
tuation auszeichnen, als auch Gesellschaften,
in denen sich relative Schwächen  häufen.  Zu
den Ersteren gehören insbesondere die skan-
dinavischen Länder und - in geringerem Maße

Tabelle 1: Indikatoren des Arbeitsmarktes und Arbeitszufriedenheit

Arbeitslosen- Befristeter Schwierigkeit d. Arbeits-
quote, 2003 Arbeitsvertrag Stellenfindung zufriedenheit

(1) (2) (2) (3)

% % Mittelwerta Mittelwertb

EU-15 8,0
A 4,4 10 3,8 7,7
B 8,1 11 4,5 7,6
D 9,7 11 2,9 7,7
DK 5,6 14 5,0 8,1
E 11,3 28 4,0 7,3
F 9,4 18 4,2 7,1
FIN 9,0 17 4,8 7,7
GR 9,3 20 2,7 6,9
I 8,6 11 4,2 7,3
IRL 4,6 19 5,1 7,8
L 3,7   9 3,3 7,6
NL 3,8 15 5,4 7,5
P 6,4 18 2,9 7,6
S 5,6 13 5,5 7,3
UK 5,0 14 5,5 7,3

CY 4,4
CZ 7,8 19 3,3 7,3
EE 10,1 6,7
H 5,8 20c 3,0 6,8
LV 10,5 6,7
LT 12,7 6,9
MT 8,2 8,4
PL 19,2 27 2,3 6,6
SK 17,1 6,7
SI 6,5 17 3,4 7,2

a) Mittelwert auf einer Skala von 0 (äußerst schwierig) bis 10 (äußerst leicht), b) Mittelwert auf einer
Skala von 1 (unzufrieden) bis 10 (zufrieden), c) Befristet oder ohne Vertrag.
Datenbasis: (1) Eurostat, Structural Indicators (online); (2) European Social Survey 2002/3; (3) Euro-
päische Wertestudie 1999/2000.

Tabelle 2: Vertrauen in gesellschaftliche Institutionen

Vertrauena in ...
Gesund- soziale Bildungs- Polizei

heitswesen Sicherung system
in %

A 86 67 86 76
B 83 69 80 56
D 53 44 73 74
DK 70 67 75 91
E 63 68 55
F 77 67 69 66
FIN 84 71 89 90
GR 26 19 29 28
I 37 34 53 67
IRL 57 56 86 84
L 78 79 68 72
NL 76 66 73 64
P 44 51 60 66
S 76 51 68 76
UK 60 38 68 69

CZ 43 34 55 33
EE 62 51 74 34
H 44 42 64 45
LV 67 57 74 40
LT 37 32 67 26
MT 86 76 84 67
PL 57 39 81 55
SK 51 37 76 45
SI 68 47 80 50
a) Sehr viel oder ziemlich viel Vertrauen. Datenbasis: Europäische Wertestudie 1999/2000.
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- auch Irland. Zu den Letzteren gehören Grie-
chenland, Portugal und einige der neuen Mit-
gliedsstaaten der EU.

Intensive soziale Kontakte in Form von min-
destens wöchentlichen Treffen mit Freunden,
Verwandten oder Kollegen pflegen fast vier
Fünftel der Dänen und drei Viertel der Iren
gegenüber nur etwa zwei Fünftel der Ungarn
und der Griechen. Darüber hinaus bringt man
in keinem Land der EU anderen Menschen so
viel Vertrauen entgegen wie in den skandina-
vischen Ländern. Dies betrifft sowohl direkte
Einschätzungen des Vertrauens in andere als
auch Fragen danach, inwieweit man an die
Fairness und Hilfsbereitschaft anderer glaubt.
Auf relativ großes Misstrauen stößt man hin-
gegen in Griechenland, Polen, Tschechien,
Ungarn und Slowenien, aber auch in Portugal
und Italien.

Die Bürger Skandinaviens haben sich außer-
dem zu großen Anteilen in Organisationen und
Vereinigungen zusammengeschlossen und
werden in der Häufigkeit der Mitgliedschaft
zum Teil nur von den Holländern übertroffen.
Eine überdurchschnittlich häufige Zugehörig-
keit kann im Hinblick auf alle Arten von Or-
ganisationen festgestellt werden: Gewerk-
schaften und berufliche Verbände ebenso wie
Organisationen mit Freizeitcharakter, karita-
tive Vereinigungen, Parteien, Bürgerinitiativen
und politische Bewegungen. Geringe Organi-
sationsquoten findet man hingegen in den
meisten neu beigetretenen EU-Ländern, in
Portugal, Spanien und dem Vereinigten Kö-
nigreich. In Deutschland ist die Hälfte der
Bürger Mitglied eines Vereins oder einer Or-
ganisation. Dabei engagieren sie sich im eu-
ropäischen Vergleich aber selten in karitativen
Einrichtungen. Dem entspricht eine geringe
Bereitschaft, sich aktiv für Alte, Kranke und
Behinderte einzusetzen. Nur etwa die Hälfte
der Deutschen wäre bereit, etwas zu tun, um
die Lebensbedingungen für ältere Menschen
oder für Kranke und Behinderte in ihrem Land
zu verbessern. Die Hilfsbereitschaft in
Deutschland stellt die geringste unter den al-
ten Mitgliedsländern der EU dar und wird in
der erweiterten Union nur noch von Estland
und Litauen unterboten. Den Kontrast dazu
bildet erneut Schweden, wo sich mehr als 85
Prozent der Bürger für hilfebedürftige Bevöl-
kerungsgruppen engagieren würden.

In den meisten neuen Mitgliedsländern, in
Portugal und in Griechenland vergleichs-
weise geringes subjektives Wohlbefinden

Die Unterschiedlichkeit der Lebensverhältnis-
se in Europa spiegelt sich auch in Maßen des
globalen subjektiven Wohlbefindens wider,
wie z.B. in Äußerungen darüber, wie zufrie-
den und glücklich man mit seinem Leben ins-
gesamt ist. In den meisten neuen Mitglieds-
ländern der EU, in Portugal, Griechenland und
Italien sind die Bürger mit ihrem Leben ver-
gleichsweise wenig zufrieden und glücklich,
während die Menschen in Skandinavien, Lu-
xemburg und den Niederlanden insgesamt die

günstigsten Bewertungen abgeben (Grafik 2).
Unter den alten Mitgliedsländern liegt
Deutschland bei beiden Aspekten des Wohl-
befindens an viertletzter Position.

Es stellt sich die Frage, wie die großen Wohl-
fahrtsunterschiede in der erweiterten Union
jemals überwunden werden können, wenn dies
schon unter den EU-15-Ländern bisher nicht
gelingen konnte. Länder wie Griechenland und
Portugal bleiben auch nach mehr als bzw. fast
zwei Jahrzehnten der Mitgliedschaft in allen
Bereichen hinter den anderen zurück. Die Er-
gebnisse der vorgestellten Analysen bestäti-
gen einmal mehr die These, dass das soziale
Kapital einer Gesellschaft, d.h. das Netz so-
zialer Beziehungen, die Institutionen und Nor-
men, die das Zusammenleben regeln, und das
Vorhandensein eines Klimas des Vertrauens,
wichtige Voraussetzungen für wirtschaftlichen
Erfolg und gesellschaftlichen Fortschritt sind3.
Insbesondere Vertrauen stellt eine zentrale
Ressource dar, da es die Kooperationsbereit-
schaft der Menschen und die Entwicklung sta-
biler, verlässlicher Beziehungen fördert, Risi-
ken und Unsicherheiten vermindert und damit
wirtschaftliche Transaktionen erleichtert. Dies
wird durch zahlreiche wissenschaftliche Un-

tersuchungen (vgl. z.B. Knack/Keefer 1997;
Zak/Knack 2001) unterstrichen, und auch auf
politischer Ebene wird die grundlegende Be-
deutung von Vertrauen für die Entwicklung
einer Gesellschaft betont4. In mehreren Bei-
trittsländern, in Griechenland und in geringe-
rem Maße auch in Portugal und Italien herrscht
jedoch ein Mangel an Vertrauen, nicht nur in
die gesellschaftlichen Institutionen und in die
Politik, sondern in hohem Ausmaß auch auf
der interpersonalen Ebene5. Da Vertrauen eine
solche Schlüsselfunktion hat, sollten sich zu-
künftige Untersuchungen mit den Ursachen
des Misstrauens und der Frage, wie das Ver-
trauen zwischen den Menschen in den genann-
ten Ländern gestärkt werden kann, befassen.
Möglicherweise kommt man mit der Beant-
wortung dieser Frage dem Ziel gleichwertiger
Lebensverhältnisse in Europa ein Stück näher.

Putnam, Robert, 2001: Social Capital:
Measurement and Consequences. In: J.F.
Helliwell (Hrsg.): The Contribution of Hu-
man and Social Capital to Sustained
Economic Growth and Well-Being: Inter-
national Symposium Report, Human
Resources Development Canada and
OECD.

Tabelle 3:  Indikatoren des sozialen Zusammenhalts

Wöchent- Bereitschaft, aktiv
lich etwas zu tun für

Treffen Aus- Hilfs- Mitglied
m. Freun- Ver- nutzung bereit- in Orga- Ältere Kranke/
den/Ver- trauen in durch schaft nisation/  Men- Behin-
wandten  andere andere anderer Verein schen derte

(1) (1) (1) (1) (2)                    (2)
%                                  Mittelwerta % % %

A 67 5,1 5,6 5,2 66 58 57
B 68 4,8 5,6 4,4 68 67 68
D 60 4,7 5,8 4,8 50 50 49
DK 79 7,0 7,3 6,1 84 67 70
E 73 4,9 5,2 4,4 30 57 55
F 67 4,5 5,6 4,4 38 59 62
FIN 69 6,5 6,9 5,7 79 72 73
GR 43 3,6 3,7 3,0 56 66 71
I 63 4,5 4,6 4,1 41 80 82
IRL 75 5,5 6,0 6,0 56 81 81
L 66 5,2 5,5 4,5 58 61 66
NL 71 5,7 6,2 5,3 92 62 66
P 74 4,2 5,3 3,9 23 59 65
S 69 6,1 6,7 6,0 96 85 88
UK 71 5,1 5,6 5,4 34 55 59

CZ 47 4,3 5,1 3,9 58 63 76
EE 33 33 40
H 37 4,1 4,6 4,2 28 57 60
LV 31 56 59
LT 16 35 35
MT 42 76 82
PL 45 3,7 4,5 3,2 26 67 72
SK 63 69 72
SI 53 4,0 4,7 4,2 51 65 71

a) Mittelwert auf einer Skala von 0 (man kann nicht vorsichtig genug sein) bis 10 (man kann den
meisten Menschen vertrauen) bzw. 0 (die meisten Menschen würden versuchen, mich auszunutzen)
bis 10 (die meisten Menschen würden versuchen, fair zu sein) bzw. 0 (die Menschen kümmern sich
meistens nur um sich selbst) bis 10 (die Menschen versuchen meistens, hilfsbereit zu sein).
Datenbasis: (1)  European Social Survey 2002/3; (2) Europäische Wertestudie 1999/2000.
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Grafik 2: Lebenszufriedenheit und Glück in Europa

a) Mittelwert auf einer Skala von 0 (äußerst unzufrieden) bis 10 (äußerst zufrieden).
Datenbasis: European Social Survey 2002/3, Europäische Wertestudie 1999/2000.
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Aktuelle Datenangebote der
Abteilung Soziale Indikatoren

Das Internetangebot der Abteilung Soziale Indikatoren wurde in jüngster Zeit erweitert und aktualisiert. Neu geschaffen wurde die Mög-
lichkeit, Individualdaten der Wohlfahrtssurveys im Internet auszuwerten. Weiterhin werden Aktualisierungen des Systems Sozialer Indi-
katoren für die Bundesrepublik Deutschland in elektronischer Form (disi) sowie als Druckversionen (pdf) angeboten. Das Europäische
System Sozialer Indikatoren wurde um weitere Lebensbereiche ergänzt. Die Zeitreihendaten für 22 Länder sind im Internet verfügbar. Der
Datenreport 2004 wird Ende August erscheinen und auch wieder als Internetversion angeboten.

• Wohlfahrtssurvey - Online
ist ein Werkzeug, das es erlaubt, die Daten der Wohlfahrtssurveys 1978 bis 1998 interaktiv auszuwerten und die Ergebnisse in Form von
Tabellen und Grafiken darzustellen. Die Analysemöglichkeiten umfassen derzeit die Erstellung von Häufigkeitsauszählungen und Kreuz-
tabellen. Weitere Analysemöglichkeiten sind in Vorbereitung.

• System Sozialer Indikatoren: Schlüsselindikatoren 1950-2003
• System Sozialer Indikatoren: Indikatortabellen und -dokumentationen
• DISI 2.1: aktualisierte Version des Digitalen Informationssystems Sozialer Indikatoren
• EUSI European System of Social Indicators: Zeitreihendaten für 5 life domains und 22 Länder

Alle Informationen sind über die folgende Internetseite verfügbar: http://www.gesis.org/Sozialindikatoren/

Knack, Stephen, Keefer, Philip, 1997: Does
Social Capital Have An Economic Payoff?
A Cross-Country Investigation. Quarterly
Journal of Economics 112: 1251-1288.

Zak, Paul J., Knack, Stephen, 2001: Trust and
Growth. Economic Journal 111: 295-321.

1 Beide Datensätze sind das Ergebnis reprä-
sentativer Umfragen zu Einstellungen und
Verhaltensweisen der Bevölkerungen Eu-
ropas (vgl. http://www.europeansocial-
survey.org/ und http://www.european-
values.nl/index2.htm).

2 Das Europäische System Sozialer Indika-
toren, das gegenwärtig von der Abteilung
Soziale Indikatoren bei ZUMA entwickelt
wird, beinhaltet eine Vielzahl weiterer In-
dikatoren zu den Lebensverhältnissen in
Europa, die auf diesen und weiteren
Surveys sowie amtlichen Datenquellen be-
ruhen (vgl. http://www.gesis.org/en/
social_monitoring/social_indicators/
EU_Reporting/eusi.htm).

3 Diese Zusammenhänge wurden insbeson-
dere durch die theoretischen und empiri-
schen Arbeiten Robert Putnams deutlich
(vgl. z.B. Putnam 2001).

4 In Deutschland hat erst kürzlich die Politik-
wissenschaftlerin Gesine Schwan im Rah-
men ihrer Präsidentschaftskandidatur auf
entsprechende Befunde hingewiesen und
‚Vertrauen‘ zu einem Schlagwort politi-
scher Diskussionen gemacht.

5 Ein Zusammenhang zwischen Vertrauen,
Wohlstand und anderen Wohlfahrts-
aspekten ist nicht nur auf der Ebene der
Aggregatdaten, sondern auch der Indivi-
dualdaten feststellbar.
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